
CDU 

nung der Einleitung eines GEP-
Änderungsverfahrens in Niede-
raußem führten. „Wir haben 
uns im Regionalrat mehr als ein 
Jahr lang mit dem Antrag von 
RWE zur Kraftwerkserweite-
rung beschäftigt. In dieser Zeit 
hat uns RWE keine klare Ant-
wort auf unsere Frage nach 
einem Zeitplan für Neubau, 
Abschaltung und Abriss gege-
ben“, stellte Lorth fest. 
Die anwesenden Bürgermeister-
kandidaten der CDU unterstri-
chen die vorgebrachten Beden-
ken und bedankten sich für die 
klare Haltung des Landesvorsit-
zenden und der CDU im Regio-
nalrat Köln. Der Vorsitzende 
der CDU Rhein-Erft, Michael 
Breuer MdL, betonte in der 
Diskussion, dass Niederaußem 
auch in Zukunft ein Kraft-
werksstandort bleiben werde. 

 Braunkohlenausschusses, 
Prof. Erhard Möller sowie 
den CDU-Bürgermeister-
kandidaten Gunnar Koerdt 
(Bedburg), Jürgen Schiffer 
(Elsdorf) und Werner Thei-
sen (Pulheim) auf dem Podi-
um saß, betonte gleichzeitig 
die Voraussetzung für diese 
Haltung: „Die neuen Kraft-
werke dürfen nicht alle an 
einem Standort wie zum Bei-
spiel hier in Niederaußem 
entstehen“. Damit sprach er 
sich deutlich gegen eine Kon-
zentration von BoA-Blöcken 
an nur zwei Standorten aus: 
„Es wird vier Standorte ge-
ben.“ 
Gerhard Lorth erläuterte 
zusammen mit Prof. Erhard 
Möller die intensive Debatte 
im Regionalrat Köln sowie 
die  Motive,   die  zur  Ableh- 

im Regionalrat Köln 
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Schilda liegt im Rheinland! 

CDU beantragt Regionalratssondersitzung am 10. September 2004 

Themen in dieser Ausgabe:  

• Seite 1: Sondersitzung des Regionalrates am  
   10.09.2004; Pressekonferenz zur Energiepolitik 

 

• Seite 2:  Wichtige GEP-Änderungen im Regierungsbezirk 
 

• Seite 3:  Verkehrsprogramme 2005 
 

• Seite 4:  Entscheidungen der Kommission für Regio- 
 nalplanung und Strukturfragen (KRS) 
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Die CDU-Fraktion im Regional-
rat Köln hat für Freitag, den 10. 
September 2004 eine Sondersit-
zung beantragt. Auslöser für 
diesen Schritt ist die Ankündi-
gung der Deutschen Bahn AG, 
auf die lückenlose Fertigstellung 
der Neubaustrecke Köln-
Frankfurt/ Main zu verzichten.  
Da zwischen Köln-Deutz und 
dem Haltepunkt Steinstraße in 
Porz die Bahntrasse nur zwei-
gleisig ausgebaut ist, müssen 
Güterverkehr, S-Bahn, Regional-
express und ICE dieselben Glei-
se benutzen. Das führt zwangs-
läufig zu Verspätungen im Nah-
verkehr, da die ICE´s stets Vor-

rang erhalten. 
Die Weigerung der Deut-
schen Bahn zum Ausbau des 
Nadelöhrs auf der Neu-
baustrecke Köln-Frankfurt 
zeigt, dass man den betriebs-
wirtschaftlichen Sachverstand 
der DB in Frage stellen muss. 
Wenn einerseits hunderte 
Millionen Euro für eine 
schnelle Zugverbindung zwi-
schen zwei Metropolen ver-
buddelt werden, andererseits 
aber das volle Potential der 
Strecke wegen einer nicht 
ausgebauten Engstelle nicht 
ausgenutzt werden kann, 
bleibt nur ein Fazit: Schilda 

liegt im Rheinland“, sagte Stefan 
Götz, Vorsitzender der CDU-
Fraktion im Regionalrat Köln. 
Götz kritisiert außerdem Regie-
rungspräsident Jürgen Roters: 
„Briefe an Bahnchef Mehdorn 
schreiben reicht einfach nicht“. 

Die Sitzung des Regional-
rates findet statt am 
 

10. September 2004, ab 
9.00 Uhr 
im Plenarsaal der Bezirks-
regierung Köln, 2. Etage, 

Zeughausstr. 2-10, 50667 
Köln 

Rüttgers: „Ja zu BoA, Nein zu Konzentration“  

Pressekonferenz in Niederaußem verdeutlicht regionale Einigkeit  
Anlässlich einer Debatte im Land-
tag zum Thema Energiepolitik 
bekräftigte der Vorsitzende der 
CDU NRW, Dr. Jürgen Rüttgers 
MdL, auf einer Pressekonferenz 
der CDU-Fraktion im Regionalrat 
Köln die Unterstützung der CDU 
für das Kraftwerkserneuerungs-
programm.  
Jürgen Rüttgers, der neben dem 
Regionalratsvorsitzenden Gerhard 
Lorth MdL, dem Vorsitzenden des 
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Der Regionalrat Köln hat in 
seiner Sitzung am 16. Juli 2004 
die Einleitung eines GEP-
Änderungsverfahrens für den 
Teilabschnitt Region Aachen 
bezüglich des geplanten Projek-
tes Teuderion einstimmig abge-
lehnt.  Der Regionalrat folgt 
damit dem Beschluss der Ge-
meindevertretung der Gemeinde 
Selfkant, welche die Rücknahme 

des Antrages zur Änderung 
des Gebietsentwicklungspla-
nes beschlossen hatte.  
 

Mit dem Projekt Teuderion 
wurde die Errichtung eines 
Freizeit- und Seniorenzent-
rums im Gebiet der ehemali-
gen Löwen-Safari in Selfkant-
Tüddern angestrebt. Wäh-
rend der Beratungen ergaben 

sich jedoch Schwierigkeiten be-
züglich des geplanten Standor-
tes. 
Die Beschlüsse des Gemeindera-
tes und des Regionalrates bedeu-
ten jedoch nicht die Aufgabe des 
Projektes. Die Gemeinde Self-
kant sucht nun nach Möglichkei-
ten, das Projekt Teuderion au-
ßerhalb des Bereiches Wester-
heide zu realisieren.  

Ablehnung für neues Baugebiet in Bonn-Geislar 

CDU will BGS nicht verdrängen und lehnt GEP-Änderung ab 

In der Sitzung des Regionalrates 
Köln am 16. Juli 2004 wurde 
einstimmig beschlossen, die Er-
weiterung des Allgemeinen Sied-
lungsbereiches (ASB) in Bonn-
Geislar im Gebietsentwicklungs-
plan (GEP) Teilabschnitt Region 
Bonn/Rhein-Sieg nicht darzu-
stellen. Aus Sicht der CDU wa-
ren insbesondere die Bedenken 
des Bundesgrenzschutzes (BGS) 

zu beachten.  
Eine Beschränkung der Akti-
vitäten des BGS durch ein 
neues Wohngebiet könnte 
unter Umständen zu einem 
Abzug des Grenzschutzes 
führen. Die CDU ist jedoch  
an einer langfristigen Bindung 
des BGS in der Region inte-
ressiert und  hat sich daher 

gegen die Ausweisung einer neu-
en benachbarten Siedlungsfläche 
entschieden. 

Gegenüber der Erweiterung des 
Siedlungsbereiches in Bonn-
Geislar gab es darüber hinaus 
weitere Bedenken, insbesondere 
bezüglich der potenziellen Ge-
fährdung der Bevölkerung bei 
extremen Hochwässern.  

Regionalrat lehnt GEP-Änderungsverfahren ab 

Kein Freizeit– und Seniorenzentrum in Selfkant-Tüddern  

Ein Schritt zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 

Regionalrat stimmt Erweiterung des Flughafens Köln/ Bonn zu  

Der Regionalrat Köln hat in 
seiner Sitzung am 16. Juli 2004 
mehrheitlich der Norderweite-
rung des Flugplatzgeländes 
Köln/Bonn zugestimmt. Vorbe-
haltlich der Zustimmung der 
Landesplanungsbehörde besteht 
für den Flughafen jetzt Pla-

nungssicherheit für die weite-
re Entwicklung in der Zu-
kunft.  
Die Frage der Norderweite-
rung  wurde kontrovers dis-
kutiert, weil sich die vorgese-
hene Fläche in einem gemel-
deten Vogelschutz- und 
FFH-Gebiet befindet. Daher 
müssen bei der Inanspruch-
nahme des Bereiches für 
Flughafenzwecke besondere 
Ausnahmetatbestände gemäß 
§ 48d. Abs. 5 LG NW erfüllt 
werden. Die Flughafen 
Köln/Bonn GmbH hat dies-
bezüglich den Nachweis er-
bracht, dass das Vorhaben 
aus zwingenden Gründen des 
überwiegenden öffentlichen 
Interesses, einschließlich sol-
cher sozialer oder wirtschaft-

licher Art, notwendig ist.  
Der Flughafen benötigt die Er-
weiterungsflächen, um dort die 
Feuerwehr unterbringen zu kön-
nen.  Die durch diese Verlage-
rung geschaffenen Kapazitäten 
kommen dem eigentlichen Flug-
betrieb zu Gute. 
Im Verlaufe der Beratungen 
wurde deutlich, dass keine zu-
mutbaren Alternativen vorhan-
den waren, um den mit dem 
Projekt verfolgten Zweck an 
anderer Stelle zu erreichen. Au-
ßerdem konnte aufgezeigt wer-
den, dass über entsprechende, 
durch die Flughafen Köln/Bonn 
GmbH durchzuführende Maß-
nahmen, die Sicherung des Zu-
sammenhangs des europäischen 
ökologischen Netzes „Natura 
2000“ möglich ist.  

Seite 2 

… große Probleme mit 
einer GEP-Änderung 

hätte der Bundesgrenz-
schutz (BGS) ... 

… Blick auf die Erwei-
terungsfläche im Nor-
den des Köln-Bonner 

Flughafens ... 
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Landesregierung spart weiter an der Infrastruktur 

Landesprogramm für Landesstraßen in 2005 ist Mangelverwaltung 

Die Misere in der Infrastruktur-
politik bleibt weiterhin eines der 
größten Probleme in Nordrhein-
Westfalen. Ähnlich wie in den 
letzten Jahren betreibt die Lan-
desregierung im Straßenbau 
Mangelverwaltung und setzt 
damit die Zukunftsfähigkeit des 
Landes NRW aufs Spiel. 
 Für die Baumaßnahmen im 
Programm „Um- und Ausbau 
von Landesstraßen bis 3,0 Mio. 
Euro Gesamtkosten“ (UA II a) 
standen in den Jahren 2003 und 
2004 für ganz NRW jeweils 10 
Millionen Euro zur Verfügung. 
Diese Summe ist auch für das 
Jahr 2005 eingeplant. Nach ei-
nem veränderten Verteilungs-
schlüssel erhält der Regierungs-
bezirk Köln allerdings nur noch 
einen Anteil von 2,318  Millio-

nen Euro, in den Vorjahren 
Betrug die Zuweisung noch 
2,322 Millionen Euro.  Dieser 
Planung zu Folge kann der 
Regionalrat für ein Pro-
gramm, in dem Maßnahmen 
bis zu 3 Millionen Euro Ge-
samtkosten enthalten sein 
können, nicht eine einzige 
Maßnahme beschließen, die 3 
Millionen Euro kosten wür-
de.  
 

Dementsprechend konnte in 
der Sitzung der Verkehrs-
kommission am 9. Juli 2004 
auch nur die Fortschreibung 
der Prioritätenfestlegungen 
aus den Vorjahren beschlos-
sen werden. Wann diese 
Maßnahmen begonnen wer-
den können, ist allerdings 

kaum abzusehen. Die Realisie-
rung darüber hinausgehender 
Maßnahmen kann in den nächs-
ten Jahren keinesfalls erwartet 
werden. 
 

Im Jahr 2004 können daher vor-
aussichtlich vier kleinere Maß-
nahmen realisiert werden: 
1.  Neubau der Kaltbachbrücke 
 bei Windeck/ Röcklingen, 
  L 333 
2. Umbau des Knotenpunktes 
 B 56 in Sankt Augustin,  
 L 143 
3.  Kreisverkehr L 11/ K 38 bei 
 Satzwey, L 11 
4. Umbau in Nümbrecht/ 

 Elsenroth, KVP Wildtor,  
 L 95 

ÖPNV Programm 2004-2008 

Verkehrskommission billigt Vorschläge der Bezirksregierung 

Zur Sitzung der Verkehrskom-
mission konnte die Bezirksregie-
rung Köln noch keine Maßnah-
men zur Realisierung vorschla-
gen, da das Ministerium für Ver-
kehr, Energie, Landesplanung 
(MVEL) NRW noch keinen 
konkreten Finanzrahmen vorge-
legt hat.  
Die Bezirksregierung geht von 
einer Ausstattung des Pro-

gramms für den Regierungs-
bezirk Köln in Höhe von 10 
Millionen Euro aus. Auf die-
ser Basis plant die Bezirksre-
gierung folgende Projekte aus 
d e m  Ö P N V - L a n d e s -
programm zu realisieren: 
 

1. Weichenstraße Düren-
 West (1. Bauabschnitt), 
 Kosten: 3,0 Mio € 

2.  ZOB Kerpen-Horrem,  
 Kosten: 1,6 Mio € 
3.  P+R Kerpen-Horrem,  
 Kosten: 2,0 Mio € 
4.  P+R Eitorf, Kosten: 1,6 
 Mio € 
5.  S t a d t b a h n h a l t e s t e l l e 
 „Bertha-von-Suttner-Platz“, 
 Bonn, Kosten: 3,3 Mio €  

Faktisch eine Millionen Euro weniger zur Entscheidung in den Regionalräten 

Landesregierung verteilt Gelder lieber selbst 

Ähnlich wie im Landesstraßen-
bau sieht es beim Programm 
„Radwegebau an bestehenden 
Landstraßen“ (UA II r) aus.  
Die Mittelzuweisung für 2005 
wurde hier durch einen erneuten 
Eingriff der Landesregierung zur 
Finanzierung eines Sonderpro-
gramms („innovativer Radwege-
bau“) um eine Million Euro 
geschmälert. Diese Mittel fehlen 
dem Regionalrat im Jahr 2005 

damit zur Realisierung regio-
naler Projekte. Für NRW 
stehen im Jahr 2005 insge-
samt 2,4 Millionen Euro zur 
Verfügung. Davon entfallen 
auf den Regierungsbezirk 
Köln 23,18 %, also 0,556 
Millionen Euro.  
 
Die Verkehrskommission 
beschloss daher, die in den 

Vorjahren beschlossenen Priori-
täten der Reihe nach zu realisie-
ren.  
 
Realisiert werden können im 
Jahr 2004 voraussichtlich ledig-
lich zwei Maßnahmen: 
1.  Netzschluss bei Windeck/ 
 Röcklingen, L 333 
2.  Neubau Radweg Flamers
 heim – Kirchheim, L 11 

… Vorfahrt für 
Radfahrer ... 

… für große Vorha-
ben ist kaum Geld 

vorhanden, der 
ÖPNV/ SPNV leidet 
darunter besonders ... 
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Der Vorstand der CDU-Fraktion im Regionalrat 
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Jahresförderprogramme 2004 
 

In der Sitzung der Kommission 
für Regionalplanung und Struk-
turfragen am 18. Juni 2004 wur-
den unter anderem die Jahres-
förderprogramme für das Jahr 
2004 für die Bereiche Woh-
nungsbau und Wohnungsmo-
dernisierung, Krankenhausbau, 
Landschaftspflege, Altlasten, 
Tourismus sowie Kultur be-
schlossen.  
In den meisten Bereichen zeigte 
sich leider ein zum Teil deutli-
cher Rückgang der zur Verfü-
gung stehenden Fördermittel. 
Beispielhaft hierfür ist die Woh-
nungsbauförderung. Betrug die 
Gesamtförderung im Regie-
rungsbezirk für das Jahr 2002 
noch 237 Mio. €, so reduzierte 
sich dieser Betrag im Jahre 2003 
bereits auf 208  Mio. €, während 
2004 sind sogar nur noch 54 
Mio. € zur Verfügung stehen. 
Ingesamt hat die Landesregie-
rung hier die Mittel um über 
70% gekürzt! Für die Land-
schaftspflege haben sich die zur 
Verfügung stehenden Mittel von 
2,5 Mio. € im Jahr 2003 auf 2,1 
Mio. € für das Jahr 2004 verrin-
gert. 
Neben den Kürzungen zeigt 
sich jedoch, dass in den wenigen 
Bereichen, wo noch Gelder zur 
Verfügung stehen, diese von der 
Landesregierung nicht zugewie-

sen werden. Im Bereich der 
Wohnungsmodernisierung 
standen 23,5 Mio. € zur Ver-
fügung, von denen jedoch 
nur 2,5 Mio. € zugewiesen 
wurden.  Lediglich im Be-
reich der Förderung des 
Krankenhausbaus sind die 
zur Verfügung stehenden 
Gelder mit 45,2 Mio. € für 
das Jahr 2003 und 45,5 Mio. 
€ für das Jahr 2004 gering 
gestiegen.  
 
Wohnraumförderung 
 

In der Sitzung der KRS am 
18. Juni 2004 wurde ein An-
trag der CDU Fraktion be-
schlossen, in dem die Lan-
desregierung NRW aufgefor-
dert ist, Teile der geänderten 
Wohnraumförderungsbe-
stimmungen wieder zurück-
zunehmen.  
Die bisherigen Bestimmun-
gen wurde dahingehend ge-
ändert, dass der Erwerb von 
Wohnraum nur noch bei 
Eigentumswohnungen in 
Gebäuden mit nicht mehr als 
vier Vollgeschossen gefördert 
wird. Für Ballungsgebiete 
und Großstädte ist eine sol-
che reduzierte Bauweise je-
doch völlig unangemessen. 
Benachteiligt sind von dieser 
Regelung insbesondere junge 
Familien, die Eigentum in 

einer Großstadt erwerben wol-
len.  
Der Regionalrat ist in seiner 
Sitzung am 16. Juli 2004 diesem 
Beschluss der KRS gefolgt und 
hat, gegen die Stimmen der 
SPD, eine dementsprechende 
Resolution an die Landesregie-
rung NRW verabschiedet. 
 
Arbeitsmarktpolitik 
 

Weiterhin haben KRS und Regi-
onalrat auf Antrag der CDU-
Fraktion eine Resolution zur 
Struktur der regionalisierten  
Landesarbeitsmarktpolitik be-
schlossen. 
Hintergrund ist, dass am 
31.07.2004 die Förderung der  
bisherigen 30 Regionalsekretari-
ate ausläuft und das Ministerium 
für Arbeit und Wirtschaft NRW 
plant, diese durch 16 Regional-
agenturen zu ersetzen Allerdings 
sollen die Agenturen kein festes 
Budget für Projekte und Maß-
nahmen gegen die Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit erhalten, 
sondern die Mittel nur auf An-
trag im Rahmen von Qualitäts-
wettbewerben zugewiesen be-
kommen.  
In der Resolution wird daher die 
Landesregierung aufgefordert, 
jeder Regionalagentur ein festes 
und verlässliches Budget bereit 
zu stellen. 

… alle Sitzungen des 
Regionalrates und sei-

ner Kommissionen 
finden im Hauptge-

bäude der Bezirkregie-
rung statt ... 

Aktuelle Infos unter: 

www.cdu-regionalrat-koeln.de  

Kommission für Regionalplanung und Strukturfragen 

Jahresförderprogramme 2004  

… Landesregierung 
schafft die Wohn-
raumförderung für 

Mehrfamilienhäuser 
ab vier Etagen ab ... 


